
Friedhofssatzung 
für die städtischen Friedhöfe 

der Stadt Gehren mit den Ortsteilen Jesuborn und Möhrenbach 
vom 08. Juni 2017 

Präambel: 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 21 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer 
Kom111unalordnung - ThürKO) i. d. F. der Beka1l1ltmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. Nr. 2 S. 41), 
wurde zuletzt geändeli durch Atiikel5 des Gesetzes vom 24. April 2017 (GVBl. S. 91, 95), sowie des 
§ 33 des Thüringer Bestattungsgesetzes vom 19. Mai 2004 (GVBl. S. 505), mehrfach geändeli durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. November 2016 (GVBl. S. 518) hat der Stadtrat der Stadt Gehren in 
seiner Sitzung vom 01. Juni 2017 folgende Friedhofssatzung erlassen: 

I. 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Geltungs bereich 

Die Friedhofssatzung gilt rur folgende im Gebiet der Stadt Gehren gelegenen und von ihr 
verwalteten Friedhöfe: 

a) Fliedhof Gehren 
b) Fliedhof OT J esubol11 
c) Fliedhof OT Mölu·enbach 

§2 
Friedhofszweck und allgemeine Bestimmungen 

(1) Die Fliedhöfe dienen der Bestattung und der Pflege der Gräber im Andenken an die 
Verstorbenen. 

(2) Gestattet ist die Bestattung deljenigen Personen, die 
a) bei ilu·em Ableben Einwolmer der Stadt Gelu·en mit den Olisteilen Jesuborn und 

Mölu·enbach waren 
b) in einer vorhandenen Grabstätte, vorbehaltlich der Zustümnung des Inhabers des 

Nutzungsrechtes an dieser, beigesetzt werden sollen 
c) innerhalb des Stadtgebietes verstorben sind und nicht auf einem Friedhof außerhalb der 

Stadt beigesetzt werden. 
(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung. Ein Rechtsanspmch auf Elieilung der Zustümnung besteht nicht. 
(4) Der Träger ist rur die Gewälu·leistung einer ordnungsgemäßen Bewüischaftung und 

Nutzung der Friedhöfe verantwortlich. 
(5) Die Stadt Gehren kaIm das Betreten der Friedhöfe oder von Teilen derselben aus 

besonderem Anlass oder Gmnd vorübergehend untersagen. 



(6) Machen sich Aufhebungen oder Verlegungen von Grabstätten erforderlich, so ist das den 
Inhabem der Nutzungsrechte rechtzeitig anzuzeigen und für dieselben kostenlos 
auszuführen. 

(7) Rekonstruktionen von Friedhofsflächen erfolgen auf Veranlassung und zu Lasten des 
Trägers. Vor Arbeitsbeginn sind die Inhaber davon betroffener Grabstäten zu infonnieren. 
Zudem ist deren Einverständnis einzuholen und das Einvemehmen herzustellen. 

(8) Sämtliche Leistungen, die im Zusammenhang mit Bestattungen und 
Grabstättenunterhaltungen ausgefülll1 werden, werden dem Veranlassenden in Rec1mung 
gestellt. 

§3 
Schließung und Entwidmung 

(l) Friedhöfe und Friedhofsteile kö11l1en aus wichtigem öffentlichen Grund für weitere 
Bestattungen gespen1 (Schließung) oder einer anderen Velwendung (Entwidmung) 
zugefülll1 werden. 

(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. Soweit 
durch Schließung das Recht auf weitere Bestattungen in 
Wahlgrabstätten/Umenwahlgrabstätten erlischt, wird dem Nutzungsberechtigten für die 
restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere 
Wahlgrabstätte/Umenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kalm er die 
Umbettung bereits Erdbestatteter verlangen, soweit die Nutzungszeit noch nicht 
aufgelaufen ist. 

(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs als Ruhestätte der Toten 
verloren. Die in Wahlgrabstätten/Umenwahlgrabstätten Bestatteten werden, falls die 
Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten des Trägers in andere Grabstätten 
umgebettet. 

(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt gegeben. Der Nutzungsberechtigte 
einer Grabstätte erhält außerdem einen sc111iftlichen Bescheid, welm sein Aufenthalt 
bekalmt oder olme besonderen Aufwand zu el111itteln ist. 

(5) Umbettungstennine werden einen Monat vorher öffentlich bekalmt gemacht. 
Gleichzeitig sind sie den Nutzungsberechtigten der Grabstätten mitzuteilen. 

(6) Ersatzgrabstätten werden von der Stadt auf illl·e Kosten in älmlicher Weise wie die 
Grabstätten auf den entwidmeten oder geschlossenen Fliedhöfen/Friedhofsteilen 
hergelichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechtes. 



11. 
Ordnungsvorschriften 

§4 
Öffn ungszeiten 

Das Betreten der Friedhöfe ist nur während der Öffnungszeiten gestattet. Die Öffnungszeiten 
werden an den jeweiligen Eingängen bekannt gegeben. SondelTegelungen kölmen durch die 
Friedhofsverwaltung getroffen werden. 

§5 
Verhalten auf den Friedhof 

(1) leder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Olies entsprechend zu verhalten. Den 
Anordnungen des Fliedhofspersonals ist Folge zu leisten. Kinder unter 10 lalu·en dürfen die 
Fliedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten. Sie sind zu beaufsichtigen. 

(2) Nicht gestattet ist ümerhalb der FIiedhöfe: 
a) die Friedhöfe und ilu·e Einrichtungen und Anlagen zu besc1unutzten oder zu 

beschädigen, Einfriedungen, Hecken und Pflanzungen zu übersteigen oder zu 
durchbrechen, sowie unbefugt fremde Grabstätten zu betreten oder zu befalu·en, 

b) die Wege mit Falu·zeugen aller Ali zu befahren, soweit nicht besondere Erlaubnis hierzu 
elieilt ist; ausgenommen von diesem Verbot sind Kindelwagen und Rollstühle sowie 
Falu·zeuge der Friedhofsverwaltung, 

c) Waren aller Art und gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu werben, 
d) an SOlm- und Feieliagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten 

auszufülu·en, 
e) gewerbsmäßiges Fotografieren olme sc1uiftlichen Auftrag eines Nutzungsberechtigten 

oder der Stadt Gelu·en, 
t) Druckschliften zu velieilen oder zu werben, 
g) Blumen oder Gehölze außerhalb der nutzungsberechtigten Grabstätten abzureißen oder 

abzuschneiden, 
h) Abraum, Abfälle und Grabsc1unuck außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 
i) an den Wasserentnalunestellen Wasser zu anderen Zwecken außer zum Gießen der 

Grabstätten zu entnelunen, 
j) zu lällnen, zu spielen und zu rauchen, 
k) Tiere mitzublingen, ausgenommen Blindenhunde. Die Friedhofsverwaltung kann 

Ausnalunen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Fliedhofes und der Ordnung auf 
ilun vereinbar sind, 

1) GießkaImen, Gefäße und andere Geräte auf den Grabstätten, hinter den Grabmalen, in 
Hecken oder auf dem Friedhof aufzubewalu·en. 

Die FIiedhofsverwaltung kam1 Ausnalunen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes 
und der Ordnung auf ilun vereinbar sind. 



§6 
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 

(1) Gewerbliche Arbeiten auf den Fliedhöfen sind bei der Friedhofsverwaltung anzuzeigen. 
(2) Der Fliedhofsverwaltung ist mit der Anzeige weiterhin nachzuweisen, dass der 

Gewerbetreibende einen für die Ausübung semer Tätigkeit ausreichenden 
Haftpflichtversicherungsschutz besitzt. 

(3) Tätig werden kölmen nur solche Dienstleister, die in fachlicher, bettieblicher und 
persönlicher Hinsicht zuverlässig sind. 

(4) Sofem seitens der Fliedhofsverwaltung innerhalb von 4 Wochen keine Bedenken 
angemeldet werden, können die Arbeiten ausgefülm werden. 

(5) Gewerbetreibende und ihre Mitarbeiter haben die gesetzlichen Bestimmungen, die in dieser 
Satzung enthaltenen und auf ihr beruhenden sowie alle sonstigen das Friedhofswesen 
betreffenden Vorschriften zu beachten. 
Die Betliebsinhaber haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten llTI 

Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 
(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Fliedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der 

Öffnungszeiten ausgefühli werden. 
(7) Die für die Arbeit erforderlichen Werkzeuge und Matelialien dürfen nur vorübergehend an 

den von der Friedhofsverwaltung genelmligten Stellen gelagert werden. Nach Beendigung 
der Arbeiten sind die Arbeit- und Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand 
zu versetzen. Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Fliedhöfen keinerlei Abfall, Abraum­
, Rest- und Verpackungsmatelial ablagem. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den 
Wasserentnalmlestellen des Fliedhofes gereinigt werden. 

(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Tätigkeit der Gewerbetreibenden, die trotz Malmung 
gegen die Vorsc1uiften der Fliedhofsvelwaltung verstoßen, oder bei denen die 
Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht melu' gegeben sind, auf Zeit oder 
Dauer untersagen. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist die Mahnung entbelu·lich. 

(9) Für die Durchfülu'ung von Verwaltungsverfalu'en nach Absatz 1 gelten Bestimmungen des 
Thülinger Velwaltungsverfahrensgesetzes (ThürVwVfG) zum Verfalu'en über die 
einheitliche Stelle (§§ 71 abis 71 e ThÜrVwVfG). 

III. 
Bestattungsvorschriften 

§7 
Anzeigepflicht, Bestattungszeit und Allgemeines 

(l) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalls bei der 
Fliedhofsvelwaltung anzuzeigen. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen 
beizufügen. 

(2) Wird eine Beisetzung/Bestattung in einer vorher erworbenen Grabstätte beantragt, ist das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 

(3) Soll eine Umenbeisetzung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung 
vorzulegen. 



(4) An Sonl1- und Feieliagen finden keine Bestattungen/Beisetzungen statt. Die 
Friedhofsvelwaltung kann bei besonderen Glünden Ausnalunen zulassen. 

(5) Erdbestattungen und Einäscherungen müssen ümerhalb von 10 Tagen nach Feststellung des 
Todes erfolgen. Umen müssen ümerhalb von 6 Monaten nach der Einäscherung bestattet 
werden. Die untere Gesundheitsbehörde (Gesundheitsamt des Kreises) kam1 Ausnahmen 
von der Bestattungsfiist (2 - 10 Tage) zulassen. Verstorbene und Umen, die nach 
Verstreichen dieser First nicht bestattet/beigesetzt sind, werden auf Kosten des 
Bestattungspflichtigen in der anonymen Umengemeinschaftsanlage bestattet/beigesetzt. 

(6) Die Bestattungen auf den Fliedhöfen dürfen in der Regel nur die bei der 
Friedhofsverwaltung angemeldeten Bestattungsuntemelunen ausfülu·en. Die Bestattung 
durch andere Personen bedarf der vorheligen Zustimmung durch die Friedhofsvelwaltung. 

(7) Bei der Erdbestattung sind Särge zu verwenden. Hiervon können im Einzelfall aus 
wichtigen Glünden, insbesondere aus nachgewiesenen ethischen oder religiösen Gründen, 
Ausnalunen durch die Ordnungsbehörde nur mit Einvemehmen der unteren 
Gesundheitsbehörde zugelassen werden, sofem öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
Bei Bestattungen olme Sarg kann der Bestattungspflichtige mit Zustimmung der 
Friedhofsverwaltung das Bestattungspersonal stellen und hat gegebenenfalls zusätzliche 
Kosten zu tragen. 

§8 
Särge / Urnen 

(1) Die Beschaffenheit der Särge und Umen samt Überumen muss den Anforderungen des 
staatlichen Rechts (nach DIN-Nonnen) entsprechen. Särge und Umen müssen aus leicht 
abbaubarem Material bestehen. 

§9 
Ausheben der Gräber 

(1) Die Grabstätten werden von den beauftragten und befugten Bestattungsuntel11ehmen 
ausgehoben und wieder verfüllt. 

(2) Die Tiefe der Grabstätten beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante 
des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Ul11e mindestens 0,50 m. 

(3) Die Grabstätten für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke 
Erdwände getrem1t sein. 

(4) Werden noch nicht verweste Erdbestattete vorgefunden, so ist das Grab SOfOli wieder zu 
schließen. Es darf erst nach einer durch die Friedhofsvelwaltung festgesetzten Zeit wieder 
benutzt werden. 
Werden Sargteile oder sonstige ÜbelTeste gefunden, so sind diese SOfOli mindestens 0,30 m 
unter die Sohle des neuen Grabes zu verlegen. Werden nicht velTottete Ul11en aufgefunden, 
wird die Asche würdevoll der Erde übergeben. 



§ 10 
Ruhezeit 

(1) Die Ruhezeit für Erdbestattungen beträgt 25 Jahre. 
(2) Die Ruhezeit für Umen beträgt 20 Jahre. 

§ 11 
Nutzungsrecht 

(1) Das Nutzungsrecht an neuen Grabstätten wird für die Inhaber auf folgende Zeiten begrenzt: 
a) für Erdwahlgräber: 25 Jahre 
b) für Familiengräber: 30 Jahre 
c) für Umenwahlgräber: 20 Jahre 

(2) Zwischen dem Nutzungsberechtigten und dem Träger wird ein Grabstellennutzungsvertrag 
abgeschlossen. 

(3) Das Nutzungsrecht begümt mit Beisetzung in der jeweiligen Grabstätte und verpflichtet 
zum Entrichten der festgesetzten Benutzungsgebülu·. 

(4) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Pflicht zur Anlage und zur Pflege der Grabstätte. 
(5) Nachkäufe zur Erfüllung der Ruhezeit sowie Nachkäufe des Nutzungsrechtes sind auch 

jälu·lich möglich. 
(6) Der Nutzungsberechtigte soll für den Fall seines Ablebens aus dem im Abs. 7 genannten 

Personenkreis einen Rechtsnachfolger im Nutzungsrecht bestimmen. Das Nutzungsrecht 
kaml nur auf eine Person übeliragen werden. 

(7) Wird durch den Nutzungsberechtigten keine deratiige Regelung getroffen, geht das 
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehöligen des verstorbenen 
Nutzungsberechtigten über: 
a) auf den überlebenden Ehegatten oder Patiner in einer auf Dauer angelegten 

nichtehelichen Lebensgemeinschaft 
b) auf den Patiner einer eingetragenen Lebensgemeinschaft 
c) auf die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder 
d) auf die Stiefkinder 
e) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter 
f) auf die Eltem 
g) auf die Geschwister (vollbüliig) 
h) auf die Stiefgeschwister 
i) auf die nicht unter a) - h) fallenden Erben 
Ilmerhalb der einzelnen Personenkreise wird jeweils der Älteste Nutzungsberechtigter. 

(8) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht ümerhalb von 3 Monaten auf sich 
umsc1u·eiben zu lassen. 

(9) Das Nutzungsrecht erlischt 
a) durch Zeitablauf, 
b) durch vorzeitige Rückgabe durch den Nutzungsberechtigten unter Einhaltung der 

Ruhefiist der letzten Bestattung/Beisetzung, 
c) wenn sich kein Rechtsnachfolger innerhalb der vorgeschliebenen Frist nach Abs. 8 

umschreiben lässt, 
d) bei Entzug des Nutzungsrechtes durch die Fliedhofsverwaltung. 



(10) Auf schriftlichen Antrag an die Friedhofsverwaltung ist in begtündeten Ausnamnefällen die 
Rückgabe belegter Grabstätten vor Ablauf der Ruhefiist möglich. Ein Anspruch auf 
Rückzahlung bereits geleisteter Nutzungsgebüm'en besteht nicht. 
Die Grabstätte ist nach den Vorgaben des § 21 (Entfemung) zu beräumen. Diese Fläche ist 
von der Ftiedhofsverwaltung bis zum Ablauf der Ruhefi"ist fi'eizuhalten und zu pflegen. Der 
Nutzungsberechtigte hat eine Gebülu" für diesen Aufwand zu tragen, sie wird fällig mit 
genelunigter Rückgabe der Grabstätte. 

§ 12 
Umbettungen 

(1) Die Ruhe der Toten darf gt"undsätzlich nicht gestöli werden. 
(2) Umbettungen von Erdbestatteten und Umen bedürfen, unbeschadet der sonstigen 

gesetzlichen Vorsc1uiften, der vorheligen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die 
Zustimmung katU1 nur bei Vorlage eines wichtigen Grundes oder eines dringenden 
öffentlichen Interesses elieilt werden. 
Umbettungen aus Umengemeinschaftsanlagen sind nicht zulässig. 

(3) Umbettungen erfolgen ausschließlich auf Antrag. Antragsberechtigt ist der jeweilige 
Nutzungsberechtigte. Das Nutzungsrecht ist nachzuweisen. 

(4) Der Ablauf der Ruhe- und Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen 
oder gehemmt. 

(5) Umbettungen werden vom beauftragten und befugten Bestattungsuntemelunen 
durchgefüllli. 

(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbatien Grabstätten 
und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragsteller zu tragen. 

(7) Erdbestattete oder Umen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur aufgt"und 
behördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegt"aben werden. 

IV. 
Grabstätten 

§ 13 
Arten der Grabstätten 

(1) Die Grabstätten bleiben Eigentum der Stadt Gehren mit den Olisteilen Jesubom und 
Mölu"enbach. An ihnen kölU1en Rechte nur nach dieser Satzung erworben werden. 

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 
a) Erdwahlgräber 
b) Familiengräber 
c) gt"oße Umenwahlgt"äber 
d) kleine Umenwahlgt"äber 
e) Umengemeinschaftsanlage mit NamensneIUlUng 
f) Umengemeinschaftsanlage anonym 

(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an emer der Lage nach 
bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 



§ 14 
Erdwahlgräber 

(l) Erdwahlgräber sind Grabstätten für Erdbestattungen, an den auf Antrag ein Nutzungsrecht 
für die Dauer von 25 Jahren verliehen und , deren Lage im Benehmen mit dem 
Nutzungsberechtigten auf Grundlage der Belegungspläne bestimmt wird. Nutzungsrechte 
an Wahlgrabstätten werden nur anlässlich eines Todesfalles verliehen. 

(2) Das Nutzungsrecht kann auf Antrag und gegen Gebühr el11eut (auch jährlich) zugewiesen 
werden. 

(3) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der Nutzungsberechtigte scluiftlich und falls er 
nicht bekatU1t ist, durch eine öffentliche BekatU1tmachung hingewiesen. 

(4) In Erdwahlgräber kölU1en ein Sarg und bis zu 3 Ul11en beigesetzt werden. 
(5) Bei einer weiteren Beisetzung muss das Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 

Ablauf der Ruhezeit erworben werden. 
(6) Die Abmessungen für eine einfache Erdwahlgrabstätte betragen in der Länge 2,50 m und in 

der Breite 1,00 m. 

§ 15 
Familiengräber 

(l) Familiengräber sind Wahlgrabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein 
Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jalu'en verliehen und deren Lage in Benelunen mit dem 
Nutzungsberechtigten auf Grundlage der Belegungspläne bestimmt wird. Nutzungsrechte 
an Wahl grabstätten werden nur anlässlich eines Todesfalls verliehen. 

(2) Das Nutzungsrecht katU1 auf Antrag und gegen Gebülu' auch jährlich el11eut zugewiesen 
werden. 

(3) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der Nutzungsberechtigte sclu"iftlich und falls er 
nicht bekatU1t ist, durch eine öffentliche Bekamltmachung hingewiesen. 

(4) Im Familiengrab kölU1en 3 Särge und bis zu 6 Ul11en beigesetzt werden. 
(5) Bei einer weiteren Beisetzung/Bestattung muss das Nutzungsrecht mindestens für die Zeit 

bis zum Ablauf der Ruhezeit erworben werden. 
(6) Die Abmessungen für ein Familiengrab betragen in der Länge 2,50 m und in der Breite 3,00 

m. 

§ 16 
Urnenwahlgräber 

(1) Ul11en dürfen beigesetzt werden in: 
a) Ul11enwahlgräber 
b) Erdwahlgräber 
c) Familiengräber 
d) Ul11engemeinschaftsanlage mit NamensnemlUng 
e) Ul11engemeinschaftsanlage anonym 



(2) Umenwahlgräber sind für Umenbeisetzungen bestimmte Grabstätten, an denen auf Antrag 
ein Nutzungsrecht für 20 Jahre verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem 
Nutzungsberechtigten auf Grundlage der Belegungspläne bestimmt wird. Nutzungsrechte 
an Umenwahlgrabstätten werden nur anlässlich eines Todesfalls verliehen. 

(3) Das Nutzungsrecht kalm auf Antrag und gegen Gebühr auch jährlich emeut zugewiesen 
werden. 

(4) In einem kleinen Umenwahlgrab können bis zu 2 Umen, in einem großen Umenwahlgrab 
bis zu 5 Umen bestattet werden. 

(5) Bei einer weiteren Beisetzung muss das Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 
Ablauf der Ruhezeit erworben werden. 

(6) Die Abmessungen betragen für das kleine Umenwahlgrab 0,50 m x 1,00 m und für das 
große Umenwahlgrab 0,80 m x 1,00 m. 

(7) Umengemeinschaftsanlagen mit Namensnennung sind Umenanlagen für die namentliche 
Beisetzung von Umen auf einer Rasenfläche. 
a) In den Umengrabstellen werden Umen der Reihe nach für die Dauer der Ruhezeit (20 

Jahre) beigesetzt. 
b) In der Umengrabstelle wird nur ein Verstorbener beigesetzt. Eine Melu-fachbelegung ist 

nicht zulässig. 
c) Die Größe der Grabplatte muss 40 x 30 cm und die Stärke 5 - 6 cm betragen. 
d) Das Material der Grabplatte muss aus Stein sein. Die Farbe kaml frei gewählt werden. 

Die Grabplatte muss ebenerdig verlegt werden, so dass sie mit einem Ralunemnäher 
überfahren werden kalm. 

e) Es sind nur eingehauene Sc1u·iftalien erlaubt. 
f) Die Grabplatten müssen in einheitlicher Richhmg angeordnet werden. 
g) Die Abstände der Grabplatten betragen in der Reihe 60 cm und zwischen den Reihen 

100 cm. 
h) Bepflanzungen, Gebinde, Latemen, Steine, Steckvasen und sonstige Gegenstände auf 

der Fläche der Umenanlage oder an der Grabplatte sind unzulässig. 
i) Die Grabplatte bleibt Eigentum des Nutzers. Bei der jälu·lich stattfindenden 

Standsicherheitsprüfung wird die konekte Lage der Platte überprüft. Sollte es 
notwendig sein, ist der GrabstellemlUtzer verpflichtet, die Platte wieder in eine 
ordnungsgemäße Lage bringen zu lassen. 

j) Die GrabsteIlen werden grundsätzlich nur der Reihe nach vergeben. 
(8) Umengemeinschaftsanlagen anonym sind Umenanlagen, in den Umen olme individuelle 

Grabzeichen und individuell zu bepflanzende Flächen beigesetzt werden. Die Beisetzung 
in der Umengemeinschaftsanlage ist anonym. Ausbettungen von Umen aus der 
Gemeinschaftsanlage sind nicht möglich. 
Zum Andenken an die Verstorbenen kömlen Blumen an der dafür vorgesehenen Stelle der 
Umengemeinschaftsanlage abgelegt werden. Werden diese nach spätestens 10 Tagen nicht 
durch Angehörige entsorgt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, diese zu entsorgen. 
Gebinde und Pflanzschalen sind nicht statthaft. 

(9) Die Pflege und Unterhaltung der Umengemeinschaftsanlagen obliegt der 
Friedhofsverwaltung. 



V. 
Gestaltung der Grabstätte 

§ 17 
Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten, dass der Friedhofszweck und der Zweck dieser Satzung 
sowie die Würde des Fliedhofes in seinen einzelnen Teilen und seiner Gesamtlage gewahrt 
werden. 

(2) Der Baumbestand auf den FIiedhöfen steht unter besonderem Schutz. 
(3) Auf den individuellen Pflanzflächen dürfen keine Pflanzen verwendet werden, die sofort 

oder später benachbatie Flächen beeinträchtigen. 
(4) Für die individuelle Ausgestaltung der Grabstätten gelten folgende Grundsätze: 

a) Vasen oder Gefäße für kurzlebigen Pflanzenschmuck sollen in Fonn, Material und 
Dekor der Würde des Ortes entsprechen. 

b) Die Wintereindeckung darf sich nur auf die individuelle Pflanzfläche erstrecken. Sie ist 
im Frühjahr von den Nutzungsberechtigten zu beseitigen. 

c) Stationäre, individuelle Sitzgelegenheiten sind nicht statthaft. 
d) Verwelkte Blumen und anderer Abfall sind zu entfemen und auf den ausgewiesenen 

Abfallplatz zu bringen. 

VI. 
Grabmale und bauliche Anlagen 

§ 18 
Fundamentierung und Befestigung 

(1) Die Grabmale sind entsprechend ihrer Größe nach den allgemeinen und anerkaImten Regeln 
des Handwerks zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauerhaft standsicher sind 
und auch beim Öffnen benachbaIier Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. 

(2) Die Friedhofsverwaltung überprüft die vorgeschriebene Fundamentierung und Befestigung. 

§ 19 
Unterhaltung 

(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen sind dauemd in gutem und verkelu·ssicherem Zustand 
zu halten. VerantwOlilichen hierfür sind die Nutzungsberechtigten. 

(2) Die Standsicherheit der Grabmale wird eimnal jälu·lich von der FIiedhofsverwaltung 
überprüft. Der Tennin der Überprüfung wird im Amtsblatt der Verwaltungs gemeinschaft 
"Langer Berg" veröffentlicht. 

(3) Stellt sich bei der Überprüfung nach Abs. 2 heraus, dass die Grabmale entgegen Abs. 1 
nicht oder nicht mehr standsicher sind, wird der verantwOliliche Nutzungsberechtigte 
seitens der Fliedhofsverwaltung scluiftlich oder durch einen Hinweis auf der Grabstätte 
aufgefordeli, den ordnungswidIigen Zustand in einer angemessenen Frist zu beseitigen. Ist 



der Nutzungsberechtigte nicht bekamlt oder nicht olme weiteres zu ennitteln, genügt ein 
vierwöchiger Hinweis auf der Grabstätte. Kommt der Nutzungsberechtigte dieser 
Aufforderung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung geeignete Maßnahmen ergreifen, 
um den ordnungswidligen Zustand zu beseitigen. Insbesondere ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt, den ordnungsgemäßen Zustand auf Kosten des Verantwortlichen 
wiederherzustellen oder das Grabmal zu entfernen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht 
verpflichtet, diese Grabmale aufzubewahren. Bei Gefahr im Verzug kmm die 
Fliedhofsverwaltung auf Kosten des Nutzungsberechtigten, auch ohne vorhetige 
sclu·iftliche Aufforderung zur Beseitigung des ordnungswidrigen Zustandes, 
Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegen von Grabmalen) vornelunen. Die 
Nutzungsberechtigten sind für jeden Schaden haftbar, der durch die Nichtgewährleistung 
der Standsicherheit und Verkehrssicherheit der Grabanlagen verursacht wird. 

(4) Historisch welivolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die als besondere 
Eigenmi eines Friedhofs erhalten bleiben sollen, werden in einem Verzeiclmis gefülui. Die 
Friedhofsverwaltung kann die Änderung dermiiger Grabmale versagen. Nach Ablauf des 
Nutzungsrechtes kmm die Friedhofsverwaltung die Zustimmung zur Beräumung solcher 
Grabmale versagen, sie sind dmm in VerantwOliung der Stadt Gelu·en zu erhalten und zu 
pflegen. 

§ 20 
Grabeinfassung 

(1) Steineinfassungen sind mit folgenden Maßen zulässig: 
a) Breite: mindestens 5 cm 
b) Höhe: maximal 15 cm 

(2) Das Matelial der Einfassung sollte dem des Hauptgrabmales entsprechen. 
(3) Neben der Grabeinfassung darf kein zusätzlicher Einbau von Beton, Gummi, Folie, u.ä. 

Matelialien erfolgen. 

§ 21 
Entfernung 

(1) Nach Ablauf der Ruhe- und Nutzungszeit sind die Grabmale und sonstige bauliche Anlagen 
zu entfernen. Die geplante Einebnung ist bei der Friedhofsvelwaltung vorher anzuzeigen, 
damit die Grabstätte aus der Fliedhofskmiei genommen werden kmm. 

(2) Auf den Ablauf der RuhezeitlNutzungszeit soll scluiftlich und durch öffentliche 
Bekamltmachung hingewiesen werden. 

(3) Nach vollzogener Einebnung ist die Abnalune der Fläche durch die Fliedhofsvelwaltung zu 
beantragen. 

(4) Bei Beanstandungen der Abnalune durch die Friedhofsverwaltung ist der 
Nutzungsberechtigte verpflichtet, die Fläche noclunals herzurichten. 

(5) Geschieht die Entfernung nicht biImen 3 Monaten, so ist die Friedhofsvelwaltung 
berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. 

(6) Der Träger ist nicht verpflichtet, das entfernte Grabmal oder bauliche Anlagen zu 
velwahren. 



(7) Sofem Grabstätten von der FIiedhofsverwaltung abgeräumt werden, hat der jeweilige 
Nutzungsberechtigte die tatsächlich anfallenden Kosten zu tragen. 

VII. 
Herrichtung und Pflege der Grabstätten 

§ 22 
Herrichtung und Unterhaltung 

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften dieser Satzung hergerichtet und 
dauemd in Stand gehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte 
Blumen, Kränze, Gebinde u.ä. sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfemen und auf 
den dafür vorgesehenen Plätzen zu entsorgen. 

(2) Für die Herrichtung und die Instandsetzung der Grabstätten ist der jeweilige 
Nutzungsberechtigte verantwortlich. 

(3) Die Grabstätten müssen binnen 3 Monaten nach Erwerb des Nutzungsrechtes hergerichtet 
sem. 

(4) Alle gepflanzten Gehölze gehen entschädigungslos in die Verfügungsbefugnis des Trägers 
über, wenn sie von den VerantwOlilichen nach Ablauf des Nutzungsrechts nicht abgeräumt 
worden sind. 

(5) Der Sc1U1itt und die Beseitigung zu stark wachsender Gehölze oder absterbender Bäume 
und Sträucher kann angeordnet werden. 

(6) Nicht mehr verwendetes Zubehör (z.B. Blumentöpfe, Grablichter, Plastiktüten u.ä.) ist vom 
Fliedhof zu entfemen und entsprechend den Grundsätzen der AbfalltrelUlUng zu entsorgen. 

§ 23 
Vernachlässigung der Grabpflege 

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergelichtet oder gepflegt, hat der 
VerantwOliliche nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte 
innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 

(2) Ist der Nutzungsberechtigte nicht bekaIU1t oder nicht ohne besonderen Aufwand zu 
ell11itteln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur 
HelTichtung und Pflege hingewiesen. Außerdem wird der unbekaIU1te 
Nutzungsberechtigte durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordeli, sich mit der 
FIiedhofsvelwaltung in Verbindung zu setzen. Bleiben die Aufforderung oder der Hinweis 
drei Monate unbeachtet, kaIU1 die FIiedhofsvelwaltung 

a) die Grabstätte abräumen, einebnen sowie einsäen und 
b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen. 



VIII. 
Trauerfeiern - Friedhofskapelle 

§ 24 
Trauerfeiern 

(1) Die Trauerfeiel11 können in einem dafür bestimmten Raum (Trauerhalle), am Grab oder an 
einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

(2) Trauerfeiel11 sind rechtzeitig mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. 

§ 25 
Trauerhalle 

(1) Die Benutzung der Trauerhalle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an einer 
meldepflichtigen übeliragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zustandes 
der Leiche bestehen. 

(2) Soweit keine Bedenken bestehen, kaml eine Aufbahrung durch den Bestatter erfolgen. 

IX. 
Gebühren 

§ 26 
Gebührenpflicht 

Für die Benutzung der städtischen Fliedhöfe und ihrer Einrichtungen sind die Gebühren nach 
der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung und deren Gebührenordnung zu entrichten. 

X. 
Schlussvorschriften 

§ 27 
Haftung 

(1) Die Stadt Gehren mit den Olisteilen Jesubol11 und Möhrenbach haftet nicht für Schäden, 
die durch nicht satzungsfähige Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen und ihrer 
Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Im Übrigen haftet der 
Träger nur bei Vorsatz und grober Falu·lässigkeit. 

(2) Eine Pflicht zur Beleuchtung der Wege und zur Beseitigung von Sclmee und Eisglätte 
besteht nicht. Eine Haftung des Trägers für Unfallschäden, die auf Missachtung des 
allgemeinen oder witterungsbedingten Zustandes der Wege, Plätze und Einrichtungen 
zurückzufülu·en sind, ist ausgeschlossen. 



-

§ 28 
Ordn ungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrigkeit handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
a) die Friedhöfe entgegen der Bestimmung des § 4 behitt, 
b) sich auf dem Fliedhof nicht der Würde des Olies entsprechend verhält oder die 

Anordnung des Friedhofspersonals nicht befolgt (§ 5 Abs. 1), 
c) entgegen den Bestimmungen des § 5 Abs. 3 

1. Friedhöfe und deren Einrichtungen und Anlagen beschmutzt, beschädigt oder 
Pflanzungen übersteigt, durchblicht oder unbefugt Grabstätten betlitt oder befälui, 

2. Friedhofswege olme Erlaubnis mit Falu'zeugen befälui, 
3. auf den Fliedhöfen Waren oder gewerbliche Dienste anbietet oder dafür wirbt, 
4. an SOlm- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten 

ausfälui, 
5. olme Erlaubnis gewerbsmäßig auf den Friedhöfen fotografieli, 
6. auf den Friedhöfen Drucksc1u'iften velieilt, 
7. Pflanzen außerhalb der nutzungsberechtigten Grabstätte entfel11t, 
8. Abfälle auf anderen Flächen als dafür vorgesehen ablageli, 
9. Wasser aus den Wasserentnahmestellen zweckfi'emd entnimmt, 
10. auf den Friedhöfen lännt, spielt oder raucht. 
11. Tiere (außer Blindenhunde) mit auf die Fliedhöfe bringt, 
12. Gießgefäße oder Geräte auf oder hinter Grabstätten, in Hecken oder auf anderen 

Friedhofsflächen aufbewalui. 
d) Umbettungen olme vorhelige Zustimmung vOl11immt (§ 12), 
e) Grabmale olme Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfel11t (§ 20), 
f) Grabmale nicht in verkelu'ssicherem Zustand hält (§ 19)), 
g) Zubehör unsachgemäß entsorgt (§ 22 Abs. 6). 

(2) Die Ordnungswidligkeiten mit einer Geldbuße bis zu 5000 EURO gealmdet werden. Das 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils gültigen Fassung findet 
Anwendung, 

§ 29 
Alte Rechte 

(1) Bei Grabstätten über die die Fliedhofsverwaltung bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits 
verfügt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen 
Vorsc1u'iften. 

(2) Der Wiedererwerb des Nutzungsrechts an diesen Grabstätten lichtet sich nach dieser 
Satzung. 



§ 30 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ilu'er Veröffentlichung in Kraft. 

Die Ftiedhofssatzung für die Ftiedhöfe der Stadt Gelu'en und des OT Jesubo1l1 vom 10. 
November 201 0, sowie die 1. Änderung der Ftiedhofssatzung der Stadt Gelu'en mit dem Otisteil 
Jesubo1l1 vom 08. Oktober 2013 ttitt damit außer Kraft. 

Außerdem tritt die Friedhofssatzung für den Friedhof der Evangelischen Kirchgemeinde 
Mölu'enbach vom 24. November 2014 außer Kraft. 

ausgefertigt: Gelu'en, den 08. Juni 2017 

~( 




